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Leitsätze:

§ 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG eröffnet keine ausschließliche Zuständigkeit
des Landgerichts für Urheberrechtsstreitsachen. Die Formulierung
"Veröffentlichung durch Druckerzeugnisse und Bild- und Tonträger
jeder Art, insbesondere in Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen
sowie im Internet" umfasst vielmehr Ansprüche wegen einer
Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts sowie des
Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb durch
Veröffentlichungen unabhängig vom Medium.

 
Tenor:

erklärt sich das Landgericht Köln für sachlich unzuständig und ver­
weist den Rechtsstreit auf Antrag ohne mündliche Verhandlung

zurück an das Amtsgericht Köln.

 
Gründe:

Das Landgericht Köln ist aus keinem rechtlichen Gesichtspunkt sachlich zuständig.

Insbesondere ist die vom Amtsgericht ohne nähere Auseinandersetzung mit der Norm
angenommene Zuständigkeit nach § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG vorliegend nicht gegeben. Die
Klägerin macht ausschließlich urheberrechtliche Ansprüche wegen der rechtswidrigen
Verwertung eines Lichtbildes geltend. Diese fallen nicht unter § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG. Zwar
könnte man bei rein semantischer Auslegung von § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG zunächst von einer
Anwendbarkeit der Norm auch auf Urheberrechtsverletzungen im Internet ausgehen. Denn
bei oberflächlicher Betrachtung ist auch die Verwertung eines fremden Lichtbildes auf einer
Internetseite eine „Veröffentlichung durch Druckerzeugnisse und Bild- und Tonträger jeder
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Art, insbesondere in Presse, Rundfunk, Film und Fernsehen sowie im Internet”.

Jedoch ist die Norm nicht nur nach ihrem Wortlaut, sondern auch systematisch, teleologisch
und unter Einbeziehung des Willens des Gesetzgebers auszulegen. Nach dem Willen des
Gesetzgebers sollte durch die kürzliche Anpassung des § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG „eine
streitwertunabhängige Zuständigkeit der Landgerichte für Veröffentlichungsstreitigkeiten
geschaffen werden. Für diese Streitigkeiten sind bereits spezialisierte Kammern an den
Landgerichten (§ 72a Absatz 1 Nummer 5 GVG) sowie spezialisierte Zivilsenate an den
Oberlandesgerichten (§ 119a Absatz 1 Nummer 5 GVG) eingerichtet. § 71 Absatz 2 Nummer
7 GVG-E übernimmt mit einer geringfügigen sprachlichen Anpassung (siehe Begründung zu
Nummer 3) die bereits in § 348 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe a ZPO sowie § 72a
Absatz 1 Nummer 5 und § 119a Absatz 1 Nummer 5 GVG verwendete Formulierung und
begründet für die hiervon erfassten Streitigkeiten eine streitwertunabhängige Zuständigkeit
der Landgerichte. Drucksache 21/1849 - 24 - Deutscher Bundestag - 21. Wahlperiode Hierzu
ist anerkannt, dass Veröffentlichungsstreitigkeiten zunächst sämtliche Ansprüche wegen
einer Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts sowie des Rechts am
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb durch Veröffentlichungen unabhängig
vom Medium, mithin auch im Internet, umfassen (vergleiche Pabst, in: Rauscher/Krüger
(Hrsg.), Münchener Kommentar zur Zivilprozessordnung, Bd. 3, 6. Auflage 2022, § 72a GVG
Rn. 25; Göertz, in: Anders/Gehle (Hrsg.), Zivilprozessordnung, 83. Auflage 2025, § 348 ZPO
Rn. 19; Bundestagsdrucksache 14/4722, S. 88; Bundestagsdrucksache 19/13828, S. 22).
Daneben werden von der Formulierung Ansprüche aus dem Presserecht erfasst sowie
Ansprüche aus Vereinbarungen im presserechtlichen Kontext, zum Beispiel
Honoraransprüche (vergleiche Bundestagsdrucksache 19/13828, S. 22).”

(siehe Bundestagsdrucksache 21/1849, S. 23 f.; Hervorhebung durch das Gericht).

Der Gesetzgeber wollte hiermit offensichtlich nicht von der bisherigen Zuständigkeitsregelung
für urheberrechtliche Ansprüche abweichen, die in sachlicher Hinsicht nach §§ 23, 71 Abs. 1
GVG streitwertabhängig zu bewerten ist (vgl. etwa Dreier/Schulze/Mantz, 8. Aufl. 2025, UrhG
§ 105 Rn. 8). Die weitgehende Anwendung von § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG würde stattdessen
sogar dazu führen, dass faktisch nahezu jede Urheberrechtsstreitigkeit dem Landgericht
zugewiesen werden würde, weil aus praktischer Erfahrung der Spezialkammer für
Urheberrechtsstreitsachen nahezu jede Urheberrechtsverletzung im Wege einer
„Veröffentlichung durch Druckerzeugnisse und Bild- und Tonträger jeder Art“ erfolgt. Wenn
das gewollt gewesen wäre, hätte auch § 105 Abs. 2 UrhG angepasst werden müssen, der
gerade von einer potentiellen sachlichen Zuständigkeit der Amtsgerichte ausgeht. Selbst der
Geschäftsverteilungsplan des Amtsgerichts Köln sieht nach wie vor eine amtsgerichtliche
Zuständigkeit für Urheberrechtssachen vor und benennt hierzu drei funktional zuständige
Abteilungen, zu denen die hier verweisende Abteilung offenbar nicht gehört.

Hinzu kommt dass der Begriff der Veröffentlichung im UrhG eine spezielle Bedeutung hat.
Dem Urheber ist nämlich nur die erstmalige Veröffentlichung des Werkes, §§ 6, 12 UrhG
vorbehalten. Dass es sich vorliegend um eine Erstveröffentlichung in diesem Sinne handelt,
ist jedoch nicht ersichtlich. Streitigkeiten zum (Erst-)Veröffentlichungsrecht nach § 12 UrhG
sind zudem eher selten, sodass die Nutzung dieser Formulierung im GVG zur Erfassung
urheberrechtlicher Streitigkeiten schlichtweg systematisch verfehlt wäre. Auch dieses
systematische Argument lässt den Rückschluss zu, dass § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG überhaupt
keine urheberrechtlichen Streitigkeiten erfasst.

Vor diesem Hintergrund stellt sich der Verweisungsbeschluss wegen offenbarer Nichtprüfung
der Rechtslage sowie fehlender tragfähiger Begründung der angeblich
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zuständigkeitsbegründenden Norm und Nichtabgrenzung zur naheliegenden
Zuständigkeitsregel der §§ 23, 71 Abs. 1 GVG als objektiv willkürlich und demnach ohne
Bindungswirkung gem. § 281 Abs. 2 S. 4 ZPO dar (vgl. MüKoZPO/Prütting, 7. Aufl. 2025,
ZPO § 281 Rn. 57). Dem steht nicht entgegen, dass die Parteien übereinstimmend mit der
Verweisung an das Landgericht einverstanden waren und die hiesige Kammer die Parteien
zur hier beschlossenen Rückverweisung nicht angehört hat. Zwar mag eine Bindung ggf.
dann eintreten, wenn die Parteien mit der (fehlerhaften) Verweisung einverstanden sind.
Mangels hinreichender Begründung des Amtsgerichts beim Hinweis an die Parteien am
19.03.2026 konnten die Parteien jedoch bereits keine Prüfung der Richtigkeit der
Rechtsansicht des Amtsgerichts vornehmen. In diesem Zuge erscheint der
Verweisungsantrag und die Zustimmung der Beklagtenseite als nachvollziehbare
prozessökonomische Handlung - dies vor allem angesichts des geringen Streitwerts von nur
800,- €. Ein solcher Weg des geringsten Widerstands der Parteien würde aber schlussendlich
die Anwendung von § 71 Abs. 2 Nr. 7 GVG ins alleinige Ermessen der Parteien stellen. Dies
ist angesichts der potentiellen Systemwidrigkeit der Annahme der Gerichtszuständigkeit in
Urheberrechtsstreitigkeiten hingegen nicht hinzunehmen. Insoweit ist die hier
gegenständliche Problematik der Kammer auch in anderen Fallgestaltungen bereits
begegnet. Dies rechtfertigt vorliegenden Beschluss auch als Form der Klarstellung mit
Wirkung über dieses Verfahren hinaus.
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